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1) Seit demZusammenbruch des sowjetkommunistischen
Gesellschafts- und Staatensystems ist die deutscheOst-
politik eineRussia first-Politik geworden.

2) Zwar bezeichnen deutsche Politiker gegenüber polni-
schen Partnern Deutschland gerne als �Anwalt�
Polens. Entsprechende Zusicherungen geben sie auch
Partnern aus den anderen mitteleuropäischen Staaten
des Visegráder Vierecks, des Baltikums oder Südost-
europas.

3) Mit dieser beanspruchten Rolle ist es jedoch kaum
vereinbar, wenn die deutsche Außenpolitik auf russi-
sche Interessen und Empfindlichkeiten Rücksicht
nimmt, deren Ursache im Festhalten derMoskauer au-
ßenpolitischen Eliten an der Legitimität traditioneller
Einflusssphären und am Großmachtanspruch
Russlands liegt.

4) Besonders deutlich trat dieser innereWiderspruch zu-
tage während der Debatten um die Öffnung der NATO
nach Osten: Ohne die Wahrnehmung der Führungs-
rolle imAtlantischen Bündnis durch die USAwäre die
Entscheidung der Allianz, Polen zusammen mit
Tschechien undUngarn aufzunehmen,wohl noch heute
offen. Denn Deutschland scheute wie die anderen füh-
renden NATO-StaatenWesteuropas davor zurück, die
Moskauer Einwände klar zurückzuweisen.

5) Diese Rücksicht auf den Moskauer Standpunkt zeigte
sich erneut während der Bemühungen, Russland für
die Intervention der NATOgegenMilo�eviæsKosovo-
Politik �in das gemeinsame Boot� zu holen, sowie be-
sonders eklatant während des zweiten russischenKrie-
ges gegen Tschetschenien seit dem Spätsommer 1999.
Das brutale, faktisch auf einen Genozid hinauslaufen-
de Vorgehen Moskaus gegen die Zivilbevölkerung
Tschetscheniens erfuhr zwar berechtigte Kritik nicht
allein seitens der nur schwachen demokratischenKräfte
Russlands, sondern auch durch die ehemaligen Haupt-
opfer sowjetischer Expansionspolitik inMitteleuropa,
vor allem in Polen und im Baltikum sowie durch die
Parlamentarische Versammlung des Europarats. Doch
schoben die westeuropäischen Regierungen solche
Kritik als störend beiseite, daman Russland nicht �iso-
lieren� dürfe. Dabei übersahen sie, dass die russische
Außenpolitik eine derartige Rücksichtnahme heute
ebenso wie zu sowjetischen Zeiten von vornherein in
ihre Kalkulation einbezieht.

6) Angesichts der Rolle der beiden größeren Nachbarn in
derGeschichte Polenswaren polnischeBeobachter ent-
täuscht von demVerhalten Deutschlands, zumal es die
deutsche Politik auch bei verschiedenen, von Moskau

provozierten oder hochgespielten Konflikten mitWar-
schau vorzog, öffentlich zu schweigen und intern so-
gar die polnische Seite zu kritisieren.
Analoges gilt für die ständigen Versuche Moskaus,
Estland und Lettland wegen der angeblichen Verlet-
zungen der Menschenrechte der �russischsprachigen
Minderheiten� zu diskreditieren. Auch insoweit kann
Moskau auf Verständnis in Berlin und anderen west-
europäischen Hauptstädten rechnen. Indessen hätte
gerade Deutschland Anlass, sich der eigenen histori-
schen Mitverantwortung für die Sowjetisierung der
baltischen Staaten zu erinnern und daraus die gebote-
nen Schlussfolgerungen für die Gegenwart zu ziehen.

7) Im Kern weist die deutsche Russlandpolitik seit 1992
durchgehend zwei fragwürdige Grundmuster auf:
a)Vorrang hat dieVerhinderung derRückkehr derKom-
munisten an die Macht in Moskau. Sofern die Inhaber
der Macht im Kreml das garantieren können, erhalten
sie Unterstützung und gelten sogar als �Garanten für
Demokratie und Reformen�, obwohl wesentliche Ele-
mente eines demokratischenRechts- und Sozialsystems
nach wie vor in Russland fehlen oder erste Schritte
bereits teilweise wieder rückgängig gemacht werden.
b) Zunehmend gilt es im wiedervereinigten Deutsch-
land als normal, der �Real�politik alsAttribut einerGroß-
macht den Vorzug zu geben vor den offenbar als �irre-
al� betrachteten Verfassungsprinzipien der internatio-
nalen Wertordnung.

8) Gleichzeitig ist auf die Versäumnisse der deutschen
Polenpolitik hinzuweisen:
a) Die schon von ihren Gründungsvätern konzipierte
Errichtung undVollendung der Europäischen Integra-
tion verlangt die Osterweiterung der EU. Seit demEin-
tritt in die konkrete Verhandlungsphase mehren sich
indessen insbesondere in Deutschland Stimmen, die
den Beitritt Polens wegen der damit verbundenen Ko-
sten hinauszögernwollen. Die 1993 auf demKopenha-
gener Gipfel des Europäischen Rats definierten Vor-
aussetzungen der vollen Übernahme des acquis
communitaire sowie der Aufnahmefähigkeit der EU
erweisen sich dabei zunehmend als Bremshebel. Ange-
sichts der kontinuierlich sinkenden Zustimmung zur
Osterweiterung in der Bevölkerung lassen bevorste-
hende Wahlen in Deutschland wie auch in anderen
EU-Mitgliedsländern befürchten, dass dieser Brems-
hebel noch stärker betätigt werden wird.
b) Die fatale Hinterlassenschaft der preußischen, na-
tionalsozialistischen und SED-Polenpolitik behindert

Zehn Diskussionsthesen zur Politik des wiedervereinigten
Deutschland gegenüber Polen und Russland1

von Christoph Royen, Ebenhausen



32 Berliner Osteuropa InfoDiskussionen

das Entstehen einer engen Nachbarschaft in der
deutsch-polnischen Grenzregion. Die Standardformel
deutscher Außenpolitik, das deutsch-polnische Ver-
hältnis solle so eng und gut werden wie das deutsch-
französischeVerhältnis, bleibt daher so lange eine Leer-
formel, wie die inzwischen von Bonn nach Berlin um-
gezogene Bundesregierung die Entwicklung der
deutsch-polnischen Nachbarschaft nicht zu ihrem en-
ergisch verfolgten Hauptziel macht.
c) Einstweilen hält man es jedoch inWarschau für rat-
sam, die Enttäuschungen über die deutsche Polen-
politik zu unterdrücken, um den deutschen �Anwalt�
nicht zu verärgern.

9) Die vomDeutschen Polen-Institut in Darmstadt orga-
nisierte Begegnung deutscher Experten für Polen und
für Russland mit ihren polnischen Kollegen bietet die
Gelegenheit, einen fachspezifischen Aspekt zu disku-
tieren: Bis zum Untergang des sowjetischen Hege-
monialsystems reichte es aus, um in der alten Bundes-
republik als �Ostexperte� tätig zu sein, russische Quel-
len zu beziehen und auszuwerten. Heute genügt das
offensichtlich nicht mehr. Dennoch tendieren in
Deutschland die zahlreichen Russland-Experten nach
wie vor dazu, sich über die ehemaligen kleinerenMit-
glieder der �Sozialistischen Staatengemeinschaft� und
ihre Beziehungen zu Russland vorrangig ausMoskau-
er Quellen zu informieren. Ihr somit zwangsläufig ein-
seitig geprägtes Urteil beeinflusst sodann wiederum
die deutscheOstpolitik. Besonders deutlich wurde dies
während der bereits erwähnten Debatte um die NATO-
Osterweiterung, als deutsche Diplomaten und ihre Be-
rater darin übereinstimmten, man könne Russland dies
nicht �zumuten�.

Demgegenüber würden die deutschen Polen-Fachleu-
te sich hüten, aufgrund ihres Studiums polnischerQuel-
len Urteile über russische Politik auszusprechen, ob-
wohl die Presse unddie Fachliteratur Polens zuRussland
eine beachtlicheBreite undTiefe aufweist.Hingegenbil-
den in Russland die Polen-Kenner nur eine sehr kleine
Gruppe, die zudemdort kaumzuWort kommt.

10) Es wäre daher lohnend zu überlegen, welche praktisch
gangbaren Wege beschritten werden können, um die
analytischen Kapazitäten Deutschlands und Polens auf
demFeldderOstpolitik intensiver als bislang zusammen-
zuführen. Hierbei gibt immerhin die TatsacheAnlass zu
Optimismus, dass anders als in vergangenen Jahrzehn-
ten mittlerweile eine zunehmende Anzahl junger Deut-
scher sich guteKenntnisse dermitteleuropäischenNach-
barländer, einschließlich ihrer Sprachen, erwirbt.

Dr. Christoph Royen war bis zum 31. Dezember 2000
wissenschaftlicher Referent in der Stiftung Wissenschaft
und Politik, Ebenhausen/Isartal (das Institut ist zum
Beginn des Jahres 2001 nach Berlin umgezogen).

1 Der Originaltext wurde vorgetragen auf der Konferenz
�Deutschland�Polen�Osteuropa: Fragen nach einer gemein-
samen europäischen Ostpolitik�, Darmstadt 29.�30. Septem-
ber 2000, und wird auf deutsch und auf polnisch zusammen
mit den übrigen Materialien der Konferenz vom Deutschen
Polen-Institut, Darmstadt, und vom Institut für Deutschland
und Nordeuropa, Stettin, veröffentlicht. Siehe außerdem:
Dziesiêæ tez do dyskusji, in: Polska w Europie, Nr. 34, De-
zember 2000, S. 113�116.
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